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Allgemeine Einschätzung 
 
Der dbb begrüßt die zügige Wiederaufnahme der in der vergangenen Legislatur-
periode angestoßenen Gesetzgebungsverfahren zur Einführung eines Gesetzes 
zur Stärkung der Pflegekompetenz sowie zur Einführung einer bundeseinheitli-
chen Pflegefachassistenzausbildung. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund 
der drängenden Probleme in der Pflegeversicherung sachgerecht.  
 
Die zahlreichen Gesetzgebungsverfahren der vergangenen Legislaturperiode zei-
gen, wie vielschichtig die Probleme in der Pflege sind. In keinem anderen Zweig der 
Sozialversicherung potenzieren sich stark steigende Leistungsausgaben, die deut-
liche Zunahme von Anspruchsberechtigten sowie der Fachkräftemangel. Unter-
schiedliche Ausbildungsinhalte, Zulassungsvoraussetzungen und Finanzierungs-
wege erschweren konzertierte Verbesserungen. 
 
Aus Sicht des dbb muss das Vorhaben der Stärkung der häuslichen Pflege oberste 
Priorität haben, denn nach wie vor sind pflegende Angehörige häufig im Dickicht 
der unterschiedlichen Leistungen auf sich allein gestellt: Es hapert an qualifizierter 
Beratung sowie einem individuellen Zusammenschnitt der Leistungen.  
 
Mit den im vorliegenden Entwurf vorgesehenen Maßnahmen zur Stärkung der 
häuslichen Pflege soll auf die bereits bestehenden Regelungen aufgebaut werden, 
um die wichtigste Säule der Pflegeversicherung zu stärken und nachhaltig zu stüt-
zen. Nach der zum 1. Juli 2025 vorgesehenen Einführung eines sogenannten ge-
meinsamen Jahresbetrages, der die Leistungen der Kurzzeit- und der Verhinde-
rungspflege zu einem individuellen Jahresbudget zusammenfasst, werden nun 
ambulante Wohnformen für Pflegebedürftige in den Fokus genommen und ein 
neues Versorgungskonzept eingeführt, dass als Brücke zwischen ambulanter und 
vollstationärer Versorgung einzuordnen ist. 
 
Leider wird mit dem vorliegenden Gesetzentwurf die Chance vertan, mit der Ein-
führung einer steuerfinanzierten Entgeltersatzleistung für pflegende Angehörige 
ein wesentliches Projekt aus dem Koalitionsvertrag umzusetzen, welches einen 
Riesenschritt hin zu mehr Wertschätzung und Anerkennung der unermüdlichen 
Pflegearbeit pflegender Angehöriger bedeutet hätte. 
 
Insbesondere Frauen übernehmen mehrheitlich diese unbezahlte Sorgearbeit. 
Umso wichtiger ist es aus Sicht des dbb, hier deutliche Entlastung zu schaffen und 
Anreize zu schaffen, Männer stärker für die unbezahlte Carearbeit zu gewinnen.  
 
Neben zahlreichen, vielversprechenden Modellvorhaben sollen mit dem nun vor-
gelegten Entwurf eines Pflegekompetenzgesetzes Fakten geschaffen werden, die 
das Berufsbild der Pflegefachkraft weiter aufwerten und die Profession stärken 
sollen. Dennoch dürfen diese Maßnahmen, wie beispielsweise ein Verantwor-
tungszuwachs (der letztendlich das hohe Qualifikationsniveau widerspiegelt), 
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nicht isoliert betrachtet werden. Soll eine Schärfung der Vorbehaltstätigkeiten so-
wie ein Zuwachs an Verantwortung tatsächlich auch in der Praxis gelebt werden, 
bedeutet dies nicht zwingend eine Entlastung des Bestandspersonals, sondern 
eben einen weiteren Aufgabenzuwachs in einem ohnehin von Zeitknappheit und 
Personalmangel geprägten Arbeitsumfeld.  
 
Mit der vorgesehenen Stärkung des Präventionsgedankens wird ein weiterer wich-
tiger Aspekt aufgegriffen. Seit Jahren fordert der dbb, präventiven Angeboten ei-
nen größeren Stellenwert einzuräumen. Die vorgesehene stärkere Einbindung der 
Präventionsempfehlung in das Begutachtungsverfahren ist ausdrücklich zu begrü-
ßen.  
 
 
Zu den Regelungen im Einzelnen: 
 
Die in § 5 Abs. 1a SGB XI vorgesehene Präventionsberatung für Pflegebedürftige in 
der eigenen Häuslichkeit ist bereits jetzt im Rahmen der Pflegebegutachtung ge-
lebte Praxis, denn im Zuge der Begutachtung werden Fragen der Haushaltsfüh-
rung sowie außerhäuslichen Aktivitäten mit überprüft. Dennoch begrüßt der dbb 
die nun vorgesehene Verpflichtung, bereits im Rahmen der Begutachtung eine 
Präventionsberatung durchzuführen sowie eine Präventionsempfehlung abzuge-
ben. 
 
Der dbb fordert seit Jahren der Prävention stärkeres Gewicht zu verleihen. Unab-
hängig davon, ob es sich um den Bereich der Kranken- oder der Pflegeversicherung 
handelt: Der Grundsatz „Prävention vor Pflege“ und das damit verbundene Bemü-
hen um eine möglichst lange und nachhaltige Gesunderhaltung des Einzelnen 
führt in vielen Fällen - wenn auch nicht zu einer Verhinderung - dann doch zu einer 
Verschiebung der Pflegebedürftigkeit in die Zukunft. Das spart nicht nur Kosten 
für die Pflegeversicherung, sondern bedeutet für die Betroffenen auch einen län-
geren Verbleib in der eigenen Häuslichkeit und damit einen großen individuellen 
Mehrwert.  
 
Folglich begrüßt der dbb die rechtliche Klarstellung in § 5 Abs. 1a SGB XI, tritt durch 
die gewählte Formulierung doch der verpflichtende Charakter der Präventionsbe-
ratung mehr in den Vordergrund. Der mit der Neuregelung intendierte verbesserte 
Zugang zu Leistungen der Krankenkassen zur Prävention nach § 20 Abs. 5 SGB V 
dient einer besseren Verzahnung der Leistungen von Kranken- und Pflegeversiche-
rung und wird vom dbb ebenfalls unterstützt. 
 
Dennoch ist aus Sicht des dbb unverständlich, warum gerade die geriatrische Re-
habilitation immer noch aus Mitteln der Krankenversicherung und nicht der Pfle-
geversicherung, die de facto Profiteur einer verhinderten oder zumindest einer 
verzögerten Pflegebedürftigkeit wäre, finanziert wird. 
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Darüber hinaus hält es der dbb für vorstellbar, Präventionserfolge zu prämieren. 
Bereits in der Vergangenheit bestand die Möglichkeit, stationäre Pflegeeinrichtun-
gen finanziell zu belohnen, wenn beispielsweise ihre Bemühungen zur Patienten-
mobilisierung zu einer Reduzierung des Pflegegrades geführt haben. Ähnliche An-
reize wären auch für ambulante Pflegedienste, die ambulante Sachleistungen er-
bringen, vorstellbar. 
 
 
Modellvorhaben zur Erprobung der Flexibilisierung der Leistungserbringung stati-
onärer Pflegeeinrichtungen 
 
Die in § 125d Abs. 1 Nr. 1 SGB XI neu vorgesehenen Modellvorhaben zur Erprobung 
einer langfristig angelegten Einbeziehung pflegender An- und Zugehöriger in die 
Betreuung stationär versorgter Pflegebedürftiger sowie die damit verbundene Ab-
wahlmöglichkeit professionell erbrachter Leistungen nach § 43 SGB XI sieht der 
dbb als vielversprechend an.  
 
Mit der nun vorgesehenen modellhaften Erprobung wird eine zusätzliche Möglich-
keit geschaffen, sich auch außerhalb der Häuslichkeit des Pflegebedürftigen zu en-
gagieren. Auf diese Weise wird eine Schnittstelle zwischen ambulanter und stati-
onärer Pflege geschaffen, die es Angehörigen ermöglicht, sich bei der Pflege und 
Betreuung eines An- oder Zugehörigen einzubringen, ohne eigene Freiräume ein-
zubüßen. Die Anpassung der Mittel des Förderprogramms nach § 8 Abs. 3 SBG XI, 
damit die erforderlichen 5 Mio. Euro jährlich zur Verfügung stehen, ist somit aus 
Sicht des dbb sachgerecht und wird unterstützt. 
 
Mögliche Einsparpotenziale bei den individuellen stationären Eigenbeträgen sind 
ein positiver Begleiteffekt für die Betroffenen. Hier wird sich zeigen, wie hoch diese 
Effekte tatsächlich ausfallen. Essenziell ist aus Sicht des dbb, ein angemessenes 
Verhältnis von individueller Mitwirkung und professioneller Pflege, die durch die 
jeweilige Einrichtung erbracht wird, sicherzustellen, damit die Qualität der Versor-
gung zu keiner Zeit gefährdet wird. 
 
 
Aufwertung der Profession 
 
Pflegefachkräfte in Deutschland sind umfassender ausgebildet als ihre Einsatz-
möglichkeiten es vermuten lassen. Im Vergleich zu anderen europäischen Staaten 
wie zum Beispiel Italien oder Spanien müssen sich Pflegefachkräfte in Deutschland 
nicht verstecken. Dennoch spiegeln die Vorbehaltstätigkeiten der Pflegefachkräfte 
nicht immer den Ausbildungsstand wider, denn es gibt zahlreiche gesetzliche Reg-
lementierungen, die beispielsweise die Übernahme medizinischer Aufgaben ver-
bieten, obwohl diese im Ausbildungsumfang enthalten sind.   
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll es gemäß § 15a SGB XI künftig auch in 
Deutschland möglich sein, dass Pflegefachpersonen bestimmte Leistungen der 
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ärztlichen Behandlung eigenverantwortlich und ohne ärztliche Delegation erbrin-
gen dürfen. Voraussetzung sind entsprechende Qualifikationen, wie zum Beispiel 
aufbauende fachliche Weiterbildungen. 
 
Bei entsprechender Qualifikation können Pflegefachkräfte künftig so auch im Rah-
men von Disease-Management-Programmen (DMP) eingesetzt werden. Ein Bei-
spiel wäre die Optimierung der Therapie von Diabetes mellitus oder Bluthoch-
druck.  
 
Darüber hinaus wird in § 4 PflBG die Pflegeprozessverantwortung als Vorbehalts-
aufgabe konkretisiert und gestärkt. Nur Pflegefachpersonen dürfen Planung, 
Durchführung und Evaluation übernehmen. 
 
Der dbb begrüßt grundsätzlich die Kompetenzerweiterungen für Pflegefachkräfte, 
da sie nicht nur den Beruf an sich aufwerten, sondern auch helfen, Doppelstruktu-
ren zu vermeiden und so die ohnehin knappe Personaldecke schont. Dennoch dür-
fen neue Delegationsmöglichkeiten nicht dazu führen, dass Ärztinnen und Ärzte 
Verantwortung und ggf. auch Haftung abgeben, die Arbeitsbelastung der Pflege-
fachkräfte jedoch (noch) weiter steigt.  
 
Hinzu kommt, dass die Übernahme entsprechender höherwertiger Aufgaben, die 
derzeit nicht im Arbeitsspektrum der Pflegefachkräfte enthalten sind, tariflich ab-
gebildet werden müsste. Da der Pflegeberuf überwiegend von Frauen ausgeübt 
wird, droht diesen ohne tariflichen Ausgleich erneut die Rolle der „Mehrleisterin-
nen ohne Ausgleich“. 
 
Der dbb weist an dieser Stelle darauf hin, dass die vollständige Refinanzierung der 
Tarifsteigerungen, eine langjährige Forderung des dbb, zwingend zu zusätzlichen 
Ausgabensteigerungen in der Kranken- und Pflegeversicherung führen wird. Wei-
terhin muss ein schlüssiges Delegationskonzept vorliegen, dass auch für die Pfle-
gefachkräfte selbst die mit dem Pflegefachassistenzeinführungsgesetz geschaf-
fene Möglichkeit zur Übertragung von Tätigkeiten auf Assistenzkräfte regelt. Nur 
so kann eine Überlastung verhindert werden. 
 
 
Modellvorhaben zum regelhaften Einsatz von Pflegefachpersonen bei der Pflege-
begutachtung sowie zur Feststellung des Pflegegrades 
 
In § 18e Abs. 6 SGB XI soll im Rahmen eines Modellprojektes ermittelt werden, in-
wieweit in der Versorgung tätige Pflegefachkräfte die Pflegebegutachtung bezie-
hungsweise Elemente daraus übernehmen können und gegebenenfalls welche 
Schulungen hierfür erforderlich sind. Aktuell wird bereits ein Großteil der Begut-
achtungsverfahren durch Pflegefachkräfte vorgenommen. Dies ist dem Grunde 
nach auch nicht zu beanstanden und entlastet die Gutachterinnen und Gutachter 
des medizinischen Dienstes. Keinesfalls darf es jedoch zu einer allgemeinen Sub-
stitution der Gutachterinnen und Gutachter des medizinischen Dienstes durch 
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Pflegefachkräfte kommen, da Pflegefachkräfte, die für die Begutachtung abge-
stellt sind und gegebenenfalls besondere Schulungen erhalten, in den regulären 
Einsatzgebieten ihrer Profession fehlen. 
 
Aus Sicht des dbb sollte vielmehr evaluiert werden, ob im Falle einer Wiederho-
lungsbegutachtung auf den ambulanten Pflegedienst zurückgegriffen werden 
könnte, der z. B. im Rahmen der Inanspruchnahme der ambulanten Pflegesachleis-
tungen bereits im betroffenen Haushalt pflegerisch tätig ist. 
 
Dies hätte aus Sicht des dbb Charme, denn die pflegebedürftige Person ist bereits 
über längere Zeit bekannt und somit kann auch das Fortschreiten der Pflegebe-
dürftigkeit in die Begutachtung mit einfließen.  
 
 
Stärkung der ambulanten Pflege: 
 
Angebote zur Entlastung im Alltag 
 
Angebote zur Entlastung im Alltag gemäß § 45 SGB XI sollten möglichst nied-
rigschwellig in Anspruch genommen werden können. Mittlerweile haben sich auf 
den Internetseiten der Pflegekassen und privaten Pflegeversicherungsunterneh-
men Informationsangebote etabliert, mit denen entsprechend qualifizierte Ange-
bote einfach gefunden werden können. Leider zeigt sich in der Praxis jedoch, dass 
die Verfügbarkeit von entsprechenden Angeboten (egal ob in urbanen oder ländli-
chen Regionen) vielfach nicht im gewünschten Umfang gegeben ist. 
 
Ursprünglich war in § 45a Abs. 3 SGB XI eine Vereinfachung der Anerkennung von 
Angeboten zur Entlastung im Alltag vorgesehen, um die Vielfalt und Verfügbarkeit 
der wohnortnahen Angebote zu fördern. In eine ähnliche Richtung gingen auch die 
Verbesserungen bei der Nachbarschaftshilfe beziehungsweise der Einzelhelferin-
nen und -helfer. Mit dem Begriff der „personenbezogenen Einzelhelfenden“ sollte 
die Anerkennung auch für Hilfspersonen ermöglicht werden, die bisher in keinem 
besonderen Näheverhältnis zur pflegebedürftigen Person standen. Der dbb bedau-
ert ausdrücklich, dass diese seinerzeit vorgesehenen Verbesserungen nicht mehr 
Bestandteil des aktuellen Gesetzentwurfes sind. Somit bleibt ein föderaler Flicken-
teppich von unterschiedlichen Landesregelungen, die zusätzlichen Beratungsbe-
darf verursachen. 
 
 
Förderung pflegerischer Versorgung in gemeinschaftlichen Wohnformen mit Ver-
trägen zur pflegerischen Versorgung und Stärkung der ambulanten Pflege (§ 45h 
in Verbindung mit § 92c SGB XI) 
 
Mit dem Gesetzentwurf wird das Ziel verfolgt, die ambulante Pflege zu stärken 
und einen möglichst langen Verbleib in der eigenen Häuslichkeit zu ermöglichen. 
Dieser Ansatz wird vom dbb ausdrücklich begrüßt, entspricht es doch dem Wunsch 



 

Seite 7 von 9 
_________________________________________________________ 

 
Stellungnahme 

dbb beamtenbund und tarifunion 

 

eines überwiegenden Teils der Pflegebedürftigen, zu Hause zu bleiben und ver-
sorgt zu werden. 
 
Im vorliegenden Entwurf wird mit „Leistungen in gemeinschaftlichen Wohnfor-
men mit Verträgen zur pflegerischen Versorgung“ eine neue, optionale Leistungs-
art eingeführt, die als Alternative zur bisherigen Förderung ambulanter Wohn-
gruppen, die bestehen bleibt, zu verstehen ist. 
 
Mit der neu vorgesehenen Versorgungsform erhält die Wohngemeinschaft ein 
vordefiniertes Setting im Umfang eines Basispakets, das aus pflegerischen, betreu-
erischen und hauswirtschaftlichen Leistungen sowie aus Leistungen der häusli-
chen Krankenpflege besteht. Fällt die Entscheidung auf dieses standardisierte Set-
ting, wird der Wohngruppenzuschlag (neu geregelt in § 45f SGB XI) durch die neu 
vorgesehene Pauschale zur Sicherstellung einer selbstbestimmten Pflege in Höhe 
von 450 Euro monatlich pro Bewohner (unabhängig vom festgestellten Pflege-
grad) ersetzt. Ebenso entfällt in diesem Fall der Anspruch auf die einmalige An-
schubfinanzierung einer entsprechenden Wohngruppe. 
Pflegebedürftige der Grade 2-5, die in entsprechenden Wohngruppen versorgt 
werden, erhalten weiterhin ihren ambulanten Sachleistungsbetrag gemäß § 36 
SGB XI sowie ggf. anteiliges Pflegegeld, wenn der Sachleistungsbetrag nicht aus-
geschöpft wird (Kombinationsleistung gemäß § 38 Satz 1 und 2 in Verbindung mit 
§ 37 SGB XI). Der ausschließliche Bezug von Pflegegeld ist in diesem Setting nicht 
möglich. Unabhängig vom festgestellten Pflegegrad erhalten die Bewohner Leis-
tungen der Kurzzeitpflege bis zur Höhe des gemeinsamen Jahresbetrages. Die In-
anspruchnahme der deutlich niedrigschwelligeren Verhinderungspflege gemäß 
§ 39 SGB XI ist ebenso wenig möglich wie die der Tages- und Nachtpflege. 
 
Der dbb sieht in der neuen Versorgungsform keinen erheblichen Vorteil gegenüber 
der bisherigen Betreuung in ambulanten Wohngruppen. Ein höheres Maß an stan-
dardisierten Leistungen durch das vereinbarte Basispaket ist sicherlich zu begrü-
ßen, ein Mehr an Flexibilität wie es der dbb für die Versorgung in der eigenen Häus-
lichkeit fordert, ist jedoch nicht zu erkennen. Ganz im Gegenteil: Laut Begrün-
dungstext rechnet das Bundesgesundheitsministerium mit Kosteneinsparungen 
von 7.200 Euro pro Pflegebedürftigen jährlich im Vergleich zur vollstationären 
Pflege, sowie über 14.000 Euro Ersparnis gegenüber einer Versorgung in ambulan-
ten Wohngruppen ohne pflegerischen Versorgungsvertrag. Die Begrenzung der 
abrufbaren Leistungen in der neuen Versorgungsform soll dazu dienen, die ver-
mehrte Inanspruchnahme kombinierter ambulanter Leistungen einzuschränken, 
die den Pflegediensten derzeit hohe Gewinne beschert. Hier trifft man allerdings 
mit den Pflegebedürftigen die Falschen. Durch eine engmaschigere Kontrolle der 
ambulanten Dienste sowie bessere Beratungsangebote kann eine überbordende 
Inanspruchnahme kombinierter Leistungen besser eingedämmt werden als durch 
Streichung von Leistungen in bestimmten Settings wie denen gemäß § 92c SGB XI. 
 
Der dbb hatte seinerzeit die Diskussion über die Einführung einer neuen Versor-
gungsform, der „stambulanten Pflege“ kritisch gesehen, denn eine dritte Säule der 
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pflegerischen Versorgung steht dem Ziel einer einfacheren, transparenteren Inan-
spruchnahme aus Sicht des dbb diametral entgegen. 
 
Die Schaffung einer neuen, parallel ausgestalteten Unterstützung ambulanter 
Wohngruppen erfordert eine hohe Beratungsqualität und ein gewisses Grundver-
ständnis des Leistungsspektrums. Beide Aspekte sind noch nicht zufriedenstellend 
gelöst. In diesem Zusammenhang begrüßt der dbb ausdrücklich die in § 45d und e 
SGB XI vorgesehene Förderung der Selbsthilfe zur Pflege sowie der Zusammenar-
beit in regionalen Netzwerken.  
 
Aufgrund der zu erwartenden geringen Zahl an Wohngemeinschaften regt der dbb 
an, das System möglichst einfach zu gestalten und keine neue Versorgungsform 
einzuführen, sondern das bestehende System durch so viel Pauschalierung wie 
möglich transparenter und inanspruchnahmefreundlicher auszugestalten. Der ge-
meinsame Jahresbetrag ist ein guter erster Schritt. Der dbb fordert in diesem Zu-
sammenhang, weitere Leistungsarten, wie beispielsweise die Tags- und Nach-
pflege sowie die Pauschale für Hilfsmittel und digitale Pflegeanwendungen in den 
gemeinsamen Jahresbetrag aufzunehmen. 
 
Zusammenfassend lehnt der dbb auch die Neuregelungen des § 92c SGB XI ab, 
bringen sie keinen wirklichen Mehrwert. Der dbb würde sich wünschen, einen stär-
keren Fokus auf die Entlastung pflegender Angehöriger zu richten. Einerseits durch 
die Einführung einer steuerfinanzierten Entgeltersatzleistung für pflegende Ange-
hörige, andererseits durch innovative Konzepte, wie das in § 125d Abs. 1 Nr. 1 SGB 
XI neu vorgesehene Modellvorhaben zur Erprobung der Flexibilisierung der Leis-
tungserbringung stationärer Pflegeeinrichtungen, das aus Sicht des dbb einen 
deutlichen Mehrwert für die Versorgung und die An- und Zugehörigen, auch finan-
ziell, bietet. 
 
 
Weitere Einzelregelungen: 
 
Zuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung 
 
Der dbb begrüßt die rechtliche Festlegung, dass die Zuschüsse zur Kranken- und 
Pflegeversicherung des pflegenden Angehörigen bei Versterben der pflegebedürf-
tigen Person innerhalb der Pflegezeit bis zum regulären Ende ebendieser weiter-
gezahlt werden. Die bisher unterschiedliche Verfahrenspraxis der einzelnen Pfle-
gekassen führte zu Unsicherheiten, die mit der Klarstellung in § 44a SGB XI nun 
beseitigt werden. 
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Aufgabenerledigung durch Dritte 
 
Mit dem neu geschaffenen § 47b SGB XI soll auch in der Pflegeversicherung eine 
Aufgabenerledigung durch Dritte eingeführt werden, wie es sie schon in der ge-
setzlichen Krankenversicherung gibt (§ 197b SGB V). Aus Sicht des dbb ist dies ab-
zulehnen. Die Verlagerung von Aufgaben der Sozialversicherung auf externe 
Dienstleister mag in manchen Fällen wirtschaftlich sinnvoll sein. In der Praxis – so 
zeigt es die Erfahrung in der GKV – führt dies aber in vielen Fällen dazu, dass gute, 
tarifgebundene Arbeitsplätze in der Sozialversicherung wegfallen bzw. verlagert 
werden auf insolvenzfähige Gesellschaften außerhalb des öffentlichen Rechts, die 
sich – auch preislich zulasten der Beschäftigten – auf dem Markt behaupten müs-
sen. Die Sorge des dbb ist, dass darunter die Qualität der entsprechenden Dienst-
leistungen leidet. Leidtragende sind die Beschäftigten in der Sozialversicherung 
und letztlich die Versicherten. 
 
Zudem kommt es bei der Aufgabenerledigung durch Dritte in der GKV immer wie-
der zu Unstimmigkeiten, welche Aufgaben tatsächlich übertragen werden dürfen 
und welche Kerngeschäft der Krankenkassen bleiben müssen. Ähnliche Kontrover-
sen und Reibungsverluste wären mit Einführung des neuen § 47b in das SGB XI 
auch in der Pflegeversicherung zu befürchten. Die Aufgabenerledigung durch 
Dritte in der Pflegeversicherung sollte daher zurückhaltender gehandhabt und 
nicht noch weiter ausgebaut werden. 
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